
bis elfjährigen Einwirkung haben kann. Diese Fragen 
wurden den Gutachtern bisher nicht zur Beantwortung 
vorgelegt. Dadurch ist nicht zweifelsfrei, der Zusam
menhang zwischen Pflichtverletzungen seitens des Ver
klagten und der eingetretenen Berufskrankheit des Klä
gers festgestellt worden.
Dem Stadtbezirksgericht obliegt es nun, gemäß § 51 
Abs. 2 AGO die angeführten noch offenstehenden Fra
gen einer Klärung zuzuführen und den sodann umfas
send festgestellten Sachverhalt einer nochmaligen recht
lichen Würdigung und Wertung zu unterziehen.

§§ 98 Abs. 1, 97 GBA.
Die Verletzung von Pflichten auf dem Gebiet des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes durch Dritte ist dem 
Beschäftigungsbetrieb des Geschädigten nur zuzurech
nen, wenn der Dritte im Rahmen vertraglicher Verein
barungen am gleichen Objekt beschäftigt war bzw. für 
dieses Objekt Arbeiten ausführte. Liegen diese Voraus
setzungen nicht vor, so hat der Geschädigte Schaden
ersatzansprüche nur gegen den Dritten nach zivilrecht
lichen Bestimmungen. Bei der Geltendmachung dieser 
Ansprüche hat ihn der Beschäftigungsbetrieb im Rah
men des § 97 GBA zu unterstützen.
BG Neubrandenburg, Beschl. vom 13. Juni 1972 — BA 
10/72.

Im Aufträge des Verklagten fuhr der Kläger mit dem 
betriebseigenen Lkw nach einer Feier mehrere Be
triebsangehörige nach Hause. Außerdem beförderte er 
Musikinstrumente zu einem Kulturhaus.
Nach seinen Einlassungen trat der Kläger vor dem 
Eingang des Kulturhauses beim Verlassen des Fahr
zeugs mit dem rechten Bein auf ein aus dem Bürger
steig ca. 4 cm herausragendes Winkeleisen und zog 
sich dadurch einen Knöchelbruch zu. Deswegen war er 
vom 16. April bis 13. Juni 1971 arbeitsunfähig.
Die Parteien gingen übereinstimmend davon aus, daß 
nicht der Betrieb, sondern der Rat der Stadt Pflichten 
verletzt hat. Der Kläger vertrat die Auffassung, daß 
der Verklagte für die Pflichtverletzungen des Rates 
der Stadt eintreten müsse. Er forderte vom Verklag
ten Schadenersatz in Höhe der Differenz zwischen dem 
während der Arbeitsunfähigkeit erhaltenen Kranken
geld und Lohnausgleich und dem tatsächlichen in die
ser Zeit entgangenen Verdienst.
Die Konfliktkommission wies die Forderung mit der 
Begründung ab, daß der verklagte Betrieb keine 
Pflichten verletzt habe, die mit dem Unfallgeschehen 
in ursächlichem Zusammenhang stehen.
Das Kreisgericht hat die Klage (Einspruch) als unbe
gründet abgewiesen.
Den gegen diese Entscheidung beim Bezirksgericht 
eingelegten Einspruch (Berufung) nahm der Kläger in 
der mündlichen Verhandlung zurück. Der Senat hat 
diese Rücknahme bestätigt.

Aus den G r ü n d e n :
Das Oberste Gericht hat in ständiger Rechtsprechung 
in Arbeitsrechtssachen den Grundsatz entwickelt, daß 
Ansprüche der Werktätigen aus Arbeitsunfall und Be
rufskrankheit als Ansprüche gegen den Beschäftigungs
betrieb umfassend geregelt sind, und die Möglichkeit 
verneint, diesen Sachkomplex daneben nach zivilrecht
lichen Normen zu beurteilen, sofern die Voraussetzun
gen des § 98 Abs. 1 GBA erfüllt sind.
Eine dieser Voraussetzungen ist, daß ein Werktätiger 
bei Schädigung seiner Gesundheit durch einen Arbeits
unfall dann einen Schadenersatzanspruch gegen seinen 
Betrieb hat, wenn dieser ihm obliegende Pflichten auf

dem Gebiet des Gesundkeits- und Arbeitsschutzes ver
letzt hat. Bei der Prüfung, ob diese Voraussetzungen 
gegeben sind, ging das Kreisgericht von den überein
stimmenden Einlassungen der Parteien aus, daß im vor
liegenden Falle Pflichten durch den Rat der Stadt ver
letzt worden sind.

Das Oberste Gericht hat in seinem Urteil vom 1. Sep
tember 1971 - I Pr - 15 - 3/71 - (NJ 1971 S. 618) aus
geführt, daß der Beschäftigungsbetrieb auch dann die 
Verantwortung im Gesundheits- und Arbeitsschutz 
trägt, wenn Betriebsangehörige bei der Erfüllung von 
Arbeitsaufgaben Einwirkungen ausgesetzt sind, die von 
Dritten ausgehen, die ebenfalls am gleichen Objekt im 
Rahmen vertraglicher Vereinbarungen beschäftigt sind 
bzw. für dieses Objekt Arbeiten ausführen. Es hat in 
diesem Zusammenhang den Standpunkt vertreten, daß 
dann die Verletzungen von Bestimmungen auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes im Ver
hältnis zu dem Geschädigten ihrem Beschäftigungsbe
trieb zuzurechnen sind.
Derartige Voraussetzungen lagen im vorliegenden 
Rechtsstreit aber nicht vor. Der Kläger war lediglich 
dazu angehalten, in Erfüllung des ihm erteilten Auf
trags die Straße bzw. den Bürgersteig vor dem Kultur
haus, für deren Unterhaltung der Rat der Stadt ver
antwortlich ist, zu benutzen. Deshalb konnte der Kläger 
auch nicht mit Erfolg auf die angeführte Entscheidung 
des Obersten Gerichts Bezug nehmen.
Nach Auffassung des Senats ergibt sich aus der vor
genannten Entscheidung des Obersten Gerichts ein
deutig, daß nicht die Verletzung von Pflichten auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes jedes Drit
ten dem Beschäftigungsbetrieb des Geschädigten zuzu
rechnen ist, sondern nur solche, bei denen der Dritte 
im Rahmen vertraglicher Vereinbarungen am gleichen 
Objekt beschäftigt war bzw. hierfür Arbeiten ausführte. 
Das entspricht den Erfordernissen der wissenschaftlich- 
technischen Revolution und der Notwendigkeit, daß 
auch in solchen Fällen der Beschäftigungsbetrieb im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten auf die Einhal
tung der Bestimmungen auf dem Gebiet des Gesund
heits- und Arbeitsschutzes hinwirken muß, um schädi
gende Einwirkungen auf die bei ihm Beschäftigten aus
zuschließen.

Im vorliegenden Streitfall kann der Geschädigte — da 
die vorgenannten Voraussetzungen nicht gegeben sind — 
trotz Vorliegens eines Arbeitsunfalls seine Schaden
ersatzansprüche nur gegen den Dritten, also den Rat 
der Stadt, geltend machen. Auch in diesem Falle wäre, 
obwohl der Kläger inzwischen den Betrieb gewechselt 
hat, eine Pflicht für den Verklagten, dem Kläger ge
mäß § 97 GBA Unterstützung und Hilfe zu gewähren, 
zu bejahen, und zwar ausgehend von der Tatsache, daß 
es sich um die Durchsetzung von Schadenersatzansprü
chen aus einem Arbeitsunfall handelt.

§ 98 GBA.

Nach dem Wortlaut des § 98 GBA ist Voraussetzung für 
einen Schadenersatzanspruch des Werktätigen, daß ihm 
durch Beeinträchtigung der Gesundheit und Arbeits
fähigkeit ein materieller Schaden entstanden ist. Eine 
ablehnende Entscheidung der Sozialversicherung über 
einen Antrag auf Gewährung einer Unfallteilrente, die 
darauf gestützt wird, daß der hierzu erforderliche Grad 
der Erwerbsminderung nicht erreicht wird, schließt 
einen Schadenersatzanspruch gemäß § 98 GBA nicht aus.
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